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Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen  
in der Gemeinde Ahrensbök (Erschließungsbeitragssatzung)  

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit §§ 2 und 4 der 
Gemeindeordnung (GO) für das Land Schleswig-Holstein jeweils in der zurzeit geltenden 
Fassung, hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Ahrensbök in der Sitzung am  
12. November 2009 folgende Satzung beschlossen:  

 
 
 

§ 1  
Erhebung von Erschließungsbeiträgen  

 
Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Erschließungsanlagen er-
hebt die Gemeinde Ahrensbök Erschließungsbeiträge nach den Bestimmungen des Bau-
gesetzbuches (§§ 127 ff.) sowie nach Maßgabe dieser Satzung.  

 
 

§ 2  
Art und Umfang der Erschließungsanlagen  

 
(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für  
 

1.  die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze, die der Er-
schließung von Grundstücken dienen, ausgenommen solche in Kern–, Gewer-
be– und Industriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Ein-
kaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe–, Ausstellungs– und Kon-
gressgebiet, an denen eine Bebauung zulässig ist,  

 
a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 12 m, wenn sie beidseitig und 

mit einer Breite bis zu 9 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,  
b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 15 m, wenn sie beidseitig 

und mit einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,  
c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidsei-

tig und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,  
 

2.  die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze, die der Er-
schließung von Grundstücken dienen in Kern–, Gewerbe– und Industriegebieten 
sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszentren, großflächige 
Handelsbetriebe, Messe–, Ausstellungs– und Kongressgebiet mit einer Breite bis 
zu 18 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche bzw. industrielle Nutzung beid-
seitig zulässig ist und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder 
gewerbliche bzw. industrielle Nutzung einseitig zulässig ist,  

 
3.  die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen 

nicht befahrbare Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z. B. Fußwege, 
Wohnwege) bis zu einer Breite von  5 m,  

 
4.  die nicht zum Anbau bestimmten zur Erschließung der Baugebiete notwendigen 

Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 18 m,  
 
5.  Parkflächen,  
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a)  die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer 
weiteren Breite von 6 m,  

b)  die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, aber 
nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind (selbständige Parkflächen), bis zu 15 % der Flä-
chen der erschlossenen Grundstücke,  

 
6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,  
 

a)  die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer 
weiteren Breite von 6 m,  

b)  die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, aber 
nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Er-
schließung notwendig sind (selbständige Grünanlagen), bis zu 15 % der Flä-
chen der erschlossenen Grundstücke.  

 
7. Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 

Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes, auch wen sie nicht Bestandteil der 
Erschließungsanlagen sind. 
 
 

(2)  Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößert sich die in Abs. 1 
Nrn. 1, 2 und 4 angegebenen Maße um die Hälfte, mindestens aber um 8 m.  

 
(3)   Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Ver-

kehrsanlage die größte Breite.  
 
(4)  Die in Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. Die Breiten 

umfassen Fahr- und Standspuren, Radwege, Gehwege, Schrammborde, Randstrei-
fen, Seiten- und Trennstreifen. 

 
 

§ 3  
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes  

 
(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand für den Erwerb (einschl. Nebenkosten) und 

die Freilegung der Flächen für Erschließungsanlagen sowie für die Herstellung der Er-
schließungsanlagen oder für die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschlie-
ßungsanlage wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
 

(2) Der beitragsfähige Aufwand erfasst auch den Wert der von der Gemeinde aus ihrem 
Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung (einschl. der Be-
reitstellungskosten). 
 

(3) Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen von Erschließungsanlagen gehört im Falle 
einer erschließungsbeitragsfähigen Zuteilung im Sine des § 57 Satz 4 und des § 58 
Abs. 1 Satz 1 BauGB auch der Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4 BauGB. 
 

(4) Der beitragsfähige Aufwand kann für die einzelne Erschließungsanlage, für bestimmte 
Abschnitte einer Erschließungsanlage oder auch für mehrere Anlagen, die für die Er-
schließung eine Einheit bilden, ermittelt werden; sie bilden mit den von ihnen er-
schlossenen Grundstücken und Grundstücksteilen ein Abrechnungsgebiet. 
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§ 4  
Anteil der Gemeinde am beitragsfälligen Erschließungsaufwand  

 
Die Gemeinde trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes.  

 
 

§ 5  
Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwands  

 
(1)   Der nach §§ 2 und 3 ermittelte und nach § 4 reduzierte beitragsfähige Erschlie-

ßungsaufwand wird auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach  
         deren Flächen verteilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen 

Grundstücke nach Art und Maß berücksichtigt.  
 

(2)   Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken innerhalb des Geltungs-
bereiches eines Bebauungsplanes oder in einem Gebiet, für das die  Gemeinde die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes beschlossen hat und in dem der Stand nach § 
33 Abs. 1 BauGB erreicht ist, die Fläche, auf die der Bebauungsplan die bauliche, 
gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung bezieht.  

 
(3)   Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken außerhalb des Gel-

tungsbereiches eines Bebauungsplanes und bei Grundstücken, für die ein Bebau-
ungsplan eine bauliche, gewerbliche, industrielle oder eine vergleichbare Nutzung 
nicht festsetzt, die tatsächliche Grundstücksfläche von 50 m, gemessen von der der 
Erschließungsanlage zugewandten Grenze des beitragspflichtigen Grundstücks (tie-
fenmäßige Begrenzung). Reicht die bauliche, gewerbliche, industrielle oder eine 
hiermit vergleichbare (erschließungsbeitragsrechtlich relevante) Nutzung über diese 
Begrenzung hinaus, so ist die tiefenmäßige Begrenzung maßgebend, die durch die 
hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die we-
gemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestim-
mung der tiefenmäßigen Begrenzung unberücksichtigt.  

 
(4)   Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche 

    (Abs. 2 oder 3) vervielfacht mit  
 

a) 1,00 bei einer Bebaubarkeit oder Bebauung mit einem Vollgeschoss,  
b) 1,25 bei einer Bebaubarkeit oder Bebauung mit zwei Vollgeschossen,  
c) 1,50 bei einer Bebaubarkeit oder Bebauung mit drei Vollgeschossen,  
d) 1,75 bei einer Bebaubarkeit oder Bebauung mit vier bis fünf Vollgeschossen,  
e) 2,00 bei einer Bebaubarkeit oder Bebauung mit sechs und mehr Vollgeschossen,  
f) 0,50 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen bzw. in-

dutriellen Nutzung vergleichbarer Weise genutzt werden können (z. B. Dauer-
kleingärten, Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen).  

g) 0,50 bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerb-
lich genutzt werden können. 

h) 1,00 bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig sind. 
 
(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder 

eines Gebietes, für das die  Gemeinde die Aufstellung eines Bebauungsplanes 
beschlossen hat und in dem der Stand nach § 33 Abs. 1 BauGB erreicht ist, er-
gibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:  

 
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, ist die höchstzulässige Zahl der Voll-

geschosse maßgebend.  
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b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt die tatsächliche Zahl der Vollge-
schosse.  

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die 
höchstzulässige Höhe geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- 
oder abgerundet werden.  
 

Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder 
vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige Bau-
massenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.  
 

(6)   Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für 
Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Bau-
massenzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollge-
schosse  
 

a)    bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse;  

b)    bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstü-
cken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse.  

c)   Bei Grundstücken auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder 
industriell genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.  

d)   Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden 
sind, wird die tatsächlich vorhandene Zahl der Geschosse, mindestens aber ein Ge-
schoss zugrunde gelegt.  
 

(7)  Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 fest-
gesetzten Faktoren um 0,5 erhöht  
 

a)    bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgelegten oder nach § 33 BauGB zuläs-
sigen Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nut-
zungsart: Einkaufszentren, großflächige Handelbetriebe, Messe-, Ausstellungs- oder 
Kongressgebiet;  

b)    bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine 
Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zulässig 
ist;  

c)   bei Grundstücken in anderen Baugebieten, die überwiegend gewerblich, industriell oder 
in vergleichbarer Weise (z.B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, 
Krankenhaus- oder Schulgebäuden) genutzt werden. Liegt eine derartige Nutzung oh-
ne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, wird eine überwiegende Nutzung an-
hand der tatsächlich genutzten Grundstücksfläche ermittelt.  

 
(8) Abs. 7 gilt nicht für durch selbständige Grünanlagen erschlossene Grundstücke.  
 

 
§  6 

Kostenspaltung  
 

Der Erschließungsbeitrag kann für  
 

− Grunderwerb  
− Freilegung  
− Fahrbahnen  
− Radwege  
− Gehwege  
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− unselbständige Parkflächen  
− unselbständige Grünanlagen  
− Mischflächen  
− Entwässerungseinrichtungen oder  
− Beleuchtungseinrichtungen  
- Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gemäß § 8a BNatG 

 
gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.  
 
 

§  7 
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen  

 
(1)  Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen, 

Sammelstraßen und selbständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn          
sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen, 
ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und die flächenmäßigen Bestand-
teile dem Bauprogramm entsprechend hergestellt sind. 

 
 (2)  Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlage sind endgültig hergestellt, 

wenn  
 

a)   Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung auf tragfähigem Unter-
bau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten oder Pflaster aufweisen; die 
Decke kann auch aus einem vergleichbaren Material neuzeitlicher Bauweise 
bestehen;  

b)  unselbständige und selbständige Parkflächen eine Befestigung auf tragfähigem 
Unterbau und eine Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster, Rasengitter-
steinen aufweisen; die Decke kann auch aus einem vergleichbaren Material 
neuzeitlicher Bauweise bestehen;  

c)   unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind;  
d)   Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend Buchstabe a) hergestellt 

und die unbefestigten Teile gemäß c) gestaltet sind.  
 

(3) Selbständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum 
der Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind.  
 

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall die Bestandteile und die Herstellungsmerkmale der 
Erschließungsanlage abweichend in den Absätzen 1 bis 3 festlegen.  

 
 

§  8 
Immissionsschutzanlagen  

 
Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes werden Art, Umfang, Merkmale der endgültigen 
Herstellung sowie die Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes durch Sat-
zung im Einzelfall abweichend oder ergänzend geregelt.  
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§  9 
Vorausleistungen  

 
Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in 
vollem Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Er-
schließungsbetrages erheben. Vorausleistungen können auch für die in § 6 aufgeführten 
Teileinrichtungen und im Falle der Bildung einer Erschließungseinheit verlangt werden. 

 
 

§ 10  
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

 
Der Erschließungsbetrag kann vor Entstehung der Beitragspflicht im Ganzen durch Ver-
trag zwischen dem beitragspflichtigen und der Gemeinde abgelöst werden. Der Ablö-
sungsbetrag bemisst sich nach der voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser 
Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung be-
steht nicht. 
 

 
§ 11  

Datenverarbeitung  
 
(1)   Zur Erfüllung der Aufgaben nach dieser Satzung ist die Verarbeitung folgender Daten 

gem. §§ 1, 3 i. V. m. 11 Landesdatenschutzgesetz (LDSG) vom 09.02.2000 (GVOBI. 
Schl.-H., S. 169) in der jeweils geltenden Fassung zulässig:  

 
− Namen  
− Vornamen  
− Anschrift  
− Telekommunikationsnummern  
− Bankverbindung  
− Grundstücksdaten, insbesondere Grundstücksbezeichnungen, Grundbuch- und 

Katasterdaten, Grundstücksgrößen, Grundstücksnutzungen, Maße der Bebau-
ungen, Eigentumsverhältnisse, (Mit-) Eigentumsanteile, dingliche Rechte  

der Grundstücks- bzw. Wohnungs-/Teileigentumseigentümer, der dinglich Berech-
tigten und der Inhaber von Gewerbebetrieben.  
 

(2) Die Daten werden - neben der Erhebung bei dem/der Betroffenen – aus folgenden 
Unterlagen erhoben:  

 
− gewerberechtliche Anmeldungen,  
− dem beim Katasteramt geführten Liegenschaftskataster,  
− den beim Grundbuchamt geführten Grundbüchern,  
− den bei der unteren Bauaufsichtsbehörde geführten Akten,  
− Bebauungsplänen,  
− Vorkaufsrechtsvorgängen und  
− Abgabenakten über die Grundstücke.  

 
Die Gemeinde darf sich nach Maßgabe des § 14 LDSG diese Daten von den jeweiligen 
Ämtern/Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser 
Satzung weiterverarbeiten.  
Die Daten können durch berechtigte Dritte wie andere Beitragspflichtige oder ihre Beauf-
tragten entsprechend den gesetzlichen Regelungen im Rahmen des Veranlagungsverfah-

PDF wurde mit pdfFactory Pro-Prüfversion erstellt. www.context-gmbh.de

http://www.context-gmbh.de


- 7 - 

rens eingesehen werden, soweit es sich nicht um geschützte personenbezogene Daten 
handelt.  

 
§ 12  

Inkrafttreten  
 

Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Mit dem gleichen Tage tritt 
die Satzung der Gemeinde Ahrensbök über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
vom 1.1.1980 außer Kraft.  
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.  
 
Ahrensbök, den  17. November 2009 
 
Gemeinde Ahrensbök                                 
Der Bürgermeister  
 
 
      (Siegel) 
 
 
 
 
 
(Ekkehard Schaefer)  
Bürgermeister 
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